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Apostolischen Nuntius in Wien zukommen. All diesen Anstrengungen – auch Prinz 
Franz (1853–1938), der spätere Fürst Franz I., hatte seine Beziehungen eingesetzt – war 
jedoch kein Erfolg beschieden. 

Eine indirekte Bestätigung der Souveränität Liechtensteins leitete Prinz Eduard aus 
dem Art. 27 des Friedensvertrages von St. Germain ab. Dieser erwähnte bei der Festle-
gung der Westgrenze Österreichs neben der Schweiz auch Liechtenstein.9 Trotz gerin-
ger Aussicht auf Erfolg verfasste Prinz Eduard im September 1919 ein weiteres Memo-
randum zu Händen der Friedenskonferenz.10 Nach Prinz Eduard entwickelte sich die 
Haltung der Tschechoslowakei gegenüber dem Staat Liechtenstein und gegenüber dem 
Haus Liechtenstein immer mehr zu einer aussenpolitischen Hypothek für Liechtenstein. 
Prinz Eduard ging deshalb in seinem Memorandum vor allem auf die in der tschecho-
slowakischen Presse publizierten und nach seiner Meinung von einzelnen hohen Funk-
tionären der Prager Regierung vertretenen Auff assungen ein. Deren Th esen lauteten:

1. Das Fürstentum Liechtenstein ist kein souveräner Staat, sondern ein blosser An-
nex Österreichs.

2. Liechtenstein war im Weltkrieg nicht neutral, sondern wurde im Jahr 1914 
gleichzeitig mit dem österreichischen Staatsgebiet Kriegsschauplatz.

3. Der regierende Fürst von Liechtenstein stand dem österreichischen Staate nicht 
als fremdes Staatsoberhaupt gegenüber, sondern als einfacher Untertan.

Gegen diese Th esen nahm das Memorandum ausführlich Stellung. Prinz Eduard 
wies in diesem Text auch mit Nachdruck darauf hin, dass es dem Fürsten bei einem 
Verlust der wirtschaft lichen Grundlage nicht mehr möglich wäre, für die Bedürfnisse 
des Landes aufzukommen.

Zur theoretischen Unterstützung des Souveränitätsanspruches liess das Fürsten-
haus verschiedene Gutachten erstellen. Deren Argumentation stütze sich auf die histo-
rische Entwicklung Liechtensteins seit dem Beitritt zum Rheinbund 1806. Der Völker-
rechtler Leo Strisower11 stellte in seinem Gutachten „Die Souveränität des Fürsten von 
Liechtenstein“12 fest: Die Souveränität des Fürsten beruht auf der Souveränität des liech-
tensteinischen Staates. Die Souveränität des Staates Liechtenstein sah Strisower darin 
begründet, dass Liechtenstein ein Staatsgebiet, ein Staatsvolk und eine ursprüngliche 

9 Siehe Staatsgesetzblatt für die Republik Österreich 1920/303, ausgegeben am 21. Juli 1920, II. Teil, Art. 
27.: Die Grenzen Österreichs werden wie folgt festgesetzt ... :1. Gegen die Schweiz und Liechtenstein: 
Die gegenwärtige Grenze.[...]

10 LLA, RE 1919/4654ad589; o. D. [9. September 1919], verfasst von Prinz Eduard, unterzeichnet von 
Landesverweser Prinz Karl, masch., 14 Seiten. Französischer Text: LLA, Gesandtschaft sakten Bern, 
Sch. 6, Dossier Friedensvertrag.

11 Leo Strisower (1857–1931), Ordinarius für Völkerrecht, internationales Privatrecht und Geschichte 
der Rechtsphilosophie an der Universität Wien. Siehe dazu: BRAUNEDER, Wilhelm: Leseverein und 
Rechtskultur. Der juridisch-politische Leseverein zu Wien 1840 bis 1990. Wien, 1992, S. 311.

12 Hausarchiv der Regierenden Fürsten von Liechtenstein/Vaduz, Karton 35; als Mikrofi lm Nr. 288 im LLA.
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